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AUSZUG AUS DEM PROTOKOLL DES REGIERUNGSRATES

DES KANTONS SOLOTHURN

‚1a~

29. August1978 Nr. 4857

• Die~-Einwohnerqemeiflde Oi~t~i unterbreitet dem Regierungsrat den

speziellen Bebauungsplan ~FroburastraSSe_AmthaUScTuai_JUraStra55~

Baslerstrasse, Abschnitt Ost“ (Kantonalbank) und die zugehörigen

speziellen BauvorschrJ-ften zur Genehmigung

Der vorliegende Plan regelt die Ueberbauung im Gebiet~ zwischen

FroburgstrasSe, Amthausquai und, .Jurastras.Se ‚ westlich ‘begr~nzt

durch das bestehende EPA-Gebäude. Ueber dieses Quartier b~s.t~ht

bereits der spezielle Bebauungsplan “FroburgstrasSe_JUraStrasset‘

‘~‘(RRB r~jr. 974“ vdi-i“ 27. Februar 1968). Mit d~n n~uen ~l~i~ki~ dieser

i-zihs~d1~L ich ~sc~s~zahIünd Gebäudeflücht abgeänd~~, ~ dass

~i‘n~“ durchgehende Fus~gängerarkade geschaffen werden kann. Ferner

~d~n‘ Irihenhof vollständig“‘n~- und: z~eigeschossig

1~u ‘üb~bä~ie~i •‚ :. .

Die.,öffent‘liche~AUfiage erfolgte in derZeit vom~‘9~..~Juli ‘bis

9. AuguSt1976‘. itnnerhaib der Auflagefrist gingenzweiEitßPrachefl

ein, die. zum Teil durch~P1anänderung gütlich er.led~gt werden konnten.

Die .Z~timmung “der durich ‘die planänderung betr~f‘f.~en~GrUfldeigen

turne 1i.egt vor. Eine Neuauflage erfolgte nicht. Der Stadtrat von

Olten genehmigte den Plan am 23. März 1978.

Bei der Prüfung des‘ speziellen BebauungSplan.eS durch das Kant. ‘Bau

.Pepa~.ement~ mu~sste festgestellt werden,‘ dass ‚der Plan, teilweise

a~F1F~ge derim~

m~t‘~ ~e~h‘ebli~hen MängeJn behaftet,war~Dies‘e betr~fen~u .a. unter

sQhrit~øfle Grenz- und. Gebäud~ab~tände‘ ander .Froburgstrasse und

an4 d~‘ ra~trasse~‘ die~ Pärkierung sowiez.ästhetische Mängel im

Bereicj~i~,des..‘Ansc1~luS$?S an. ~~g‘~~steheflde,KafltOflalbaflkgebäude‘

und des,~t.ikag~scho.f,seS..‘ ‘ . ~. ‘ ‚~:
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An der Jurastrasse konnte der gesetzliche Abstand durch Reduktion

der Geschosszahj. und geringfügiges Zurücksetzen der Fassade wieder

erreicht werden. Gleichzeitig 1~onnte der Anschluss des Gebäudes

an den bestehenden Block in städtebaulicher und ästhetischer Hin

sicht verbessert werden. Die gegenüberliegenden Parzellen werden

durch diese Aenderung mit Ausnahme der Liegenschaft GB Olten Nr. 1071

nicht betroffen Die Zustimmung des betroffenen Grundeig~ntumers

1< Furter liegt vor

Hinsichtlich der Parkierung konnte zwisciier~ Ba~ih~rrschaf~t und Stadt

Olten eine Losung gefunden werden, die die mehrfache und zum Teil

öffehtZljche Nutzung der Parkplätze g~esi~ttet. Zudem wurde die Brutto

g~sbhos~fläche vermindert iih~3L seöhs zus~tzliche Parkplätze ge

schaffen‘

Die Einhaltung der gesetzlich~n Grenz— und Gebäude~bstäi~d~ ~‘h der

Froburgstrasse hätte eine std~ke Reduktion der Geschosszahlrund Ge

~bäudehöhe oder ein Zurücksetzen~des~gepianten Neubaus um einige

Meter zur Folge. Beides ist au~ städtebauliche~ und aus ästhetischen

Gründen an dieser für das Stadtbild bedeutsamen St~1l~*njcht zu

verantworten. Eine Unterschreitung der gesetzlichen Abstände ist

deshalb unumganglich, wobei zu bemerken ist, dass eine Beein—

trachtigung der ‘gegenuberliegejiden Liegenschaften nicht eintritt,

weil die Lage des Neubaus nordlich davon eine ~eschattung oder

ungenugende Belichtung derselb~n ausschiiesst Auch ist festzustellen,

dass gegen den Plan von dieser Seite keine Einsprache erfolgte

Das Bau—Departement kann einer Unterschreitung der gesetzlichen

Abstande in Anwendung von § ~l NBR zustimmen, wenn keine offentlichen

und beachtenswerten nachbarlichen Interessen verletzt werden und

eine zweckmassige Ueberbauung des Grundstuckes sonst nicht moglich

ware Wie bereits dargelegt, ist‘i!~,eides hier der Fall Allerdings

lasst sich die. Anwendung von § 21 NBR im vorliegenden Fall nur

rechtfertigen, wenn dadurch eine stadtebaulich und asthetisch

befriedigende Losung ermoglicht wird Im Einvernehmen mit den

Vertretern der Stadt Olten sowie der Bajiherrschaft wurden deshalb

noch verschiedene Abänderungen des ursprünglichen Plans vereinbart.
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D~Le na~hföIgendeh Äenderuhg~n gelt~n als Bediligung der: ~brliegenden

iiehmigung und sind b~i der r~et~llprojektie~uPg zu berack~

sicht±gen:

a) Die Fassade des Neubaus a~ ‘der~Froburgstrasse. ist geringi~Ugig
abzudrehen und beim Anschluss an die alte Kantonalbank soweit

zurückzusetzen, dass der bestehende Pfeiler auf eine Bre~it~ von

mindestens 70 cm sichtbar bleibt.

b) Im Anschlussbereich ist für den Neubau eine Stütze zu stellen.

c) Das Dach des alten Kantonalbankgebaudes ist an der Sudfassade

entweder symmetrisch zu erganzen, wobei der Neubau nicht uber

die Traufe reichen darf, oder in~i ~reich des Walmes so abzu

~än6ern:,. dass der Sc1~nittpunktzwis~hen den Walm~aphf1äcben und

M~k~ardendach ü:~ der Brandmauer liegt. Ä~n~telie. ~es
westlichen Mansardendaches tritt eine neue Brandmauer, die mit

Kupfer verkleidet wird0 Der Anschluss des Neubaus darf diese

Brandmauer seitlich und in~de± Höhe i~idht üb~rragen.

d) Das Attikag~schos~is:t:‘in Sei~ier Höh~=a.uf diejenige der be

stehenden EPA—Attika. zu beschränken. Im.:Anschlussbereich darf

die Fassadenhöhe der EPA-Attika nicht überschritten werden.

Diese Aenderungen sind~ .gex~ingfügig.erArt und berühren nicht die

schützenswerten Interessen möglicher Einsprecher. Sie können des

halb im Einverständnis mit den betroffenen Grundeigentümern und

ohne erneute Planauflage vorgenommen werden.

Die obgenannten Auflagen und Bedingungen sind bei der Projektierung

zu berücksichtigen. Der Baudirek€iäi~ Olten wird empfohlen, das

Bauprojekt und insbesondere die Fassadengestaltung hinsichtlich

Aesthetik und Einpassung ins Stadtbild durch ein Expertengremium

überprüfen zu lassen,

Die speziellen Bauvorschriften regeln bauliche und nutzungs—

mässige Einzelheiten. Punkt 11 der Bestimmungen berechtigt private

Grundeigentümer Perimeterbeiträge von neu anschliessenden Grund

eigentümern zu erheben.
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D~i~s~ Bestirnmung~ist dahingehend zu präzisieren, dass eine eigentliche

Beittag~pfliCht nur fgegenüber der Gemeinde besteht, die das Ver

fahren grundsätzlich auch durchführen muss, Dies schliesst eine

freiwillige privatrechtliche Kostenverteilung nicht aus. Im übrigen

können, die speziellen Bauvorschriften genehmigt werden.

Es wird

beschlossen:

1. Der spezielle Bebauungsplan “Froburgstrasse-AmthauSqUai-JUra

st•rasse~-B~slerstrasse, Abschnitt Ost“ (Kantonalbank) der Ein

wohnergemeinde Olten und die, zugehörigen speziellen Bauvor

• schriften werden genehmigt.

2 Das Bauprojekt der Kantonalbank ist nach den in den Erwagungen

unter Punkt a) bis d) genannten Auflagen und Bedingungen

auszuführen.

3. Die Stadt Olten Wird verhalten, dem Kant. Amt für Raumplanung

bis zum 1. Oktober 1978 noch mindestens fünf bereinigte und

von der Gemeinde unterzeichnete Plansätze und Reglemente zuzu

stellen. Ein Exemplar ist reissfest auszufertigen.

4. Bestehende Pläne verlieren ihre Rechtskraft soweit sie mit

den vorliegenden in Widerspruch stehen.

Genehmi.gungsgebühr.:. Fr. 500.--

Publikation:skosten: Fr... 18.-- • (Staatskanzlei Nr. 1019 ) KK

Fr... 5.18.——

Der Staatsschreiber:



Bau-Departement (2) HS

Amt für Raumplanung (3), mit Akten und 1 gen. Plansatz und spez.
Bauvorschriften

Hochbauamt (2), mit 1 aen. Plansatz und spez. Bauvorschriften (folQt
~er

Tiefbauamt (2)

Amt für Wasserwirtschaft (2)

Rechtsdienst des Bau-Departementes

Kreisbauamt II, 4600 Olten, mit 1 gen. Plansatz und spez. Bauvor
schriften (folgt später)

Amtschreiberei, 4600 Olten, mit 1 gen. Plansatz und spez, Bauvor
schrften (folgt später)

Kant. Finanzverwaltung (2)

Sekretariat der Katasterschatzung

Baudirektion der Stadt Olten (3), mit Akten und 1 gen. Plansatz
(folgt später)

2~nunannamt der EG, 4600 Olten

Architektengemeinschaft Zaugg, Schibli, Rhiner und Hochuli,
4657 Dulliken

Direktion Solothurner Kantonalbank, 4500 Solothurn

Finanz—Departement, Liegenscha±‘tenverwaltung (2)

Amtsblatt Publikation:

Der spezielle Bebauungsplan Froburgstrasse—Amthausquai--Jurastrass e

Baslerstrasse, Abschnitt Ost der Einwohnergemeinde Olten wird

genehmigt.




